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Rechissatzs Nachdem durch Art* 1, 2 GG das Recht zur freien
Selbstbestimmung der Persönlichkeit als ein Grund­
wert der Rechtsordnung anerkannt ist, ist es ge­
rechtfertigt, in analoger Anwendung dos § 847 BGB 
auch dem durch die unbefugte Veröffentlichung seines 
Bildes Verletzten wegen eines hierdurch hervorge­
rufenen, nicht veinnö ge ns rechtlichen Schadens eine, 
billige .'Entschädigung in Geld zu gewähren*
Stichwort: "Herrenreiter»
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;c \ Verkündet:
'•• Dm 14o Februar 1958
';t Grunau, Justizobersekretär
Vals Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle
Im N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit
der KG Friedrich in ■ ,
Ko®straße • W i

- Prozeßbevollmächtigter:
Beklagten und Revisionsklägerin, 
Rechtsanwalt Prof* Rr<

g e g e n

den Brauereibesitzer Gerhard 
Pi®straße

- Prozeßbevollmächtigters
Kläger und Revisionsbeklagten,. 
Rechtsanwalt Dre

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 17» Dezember 1957 
unter Mitwirkung des Präsidenten des Bundesgerichtshofs 
Dr« ho Co Weinkauff und der Bundesrichter Dr* Birnbach, 
Dr* Bock, Dr0 HasteIslci und Dr* Weiß

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 5o Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Köln 
vom ?.0 Juli ;956 wird auf ihre Kosten zuriickgewieseno

Von Rechts wegen
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Der Kläger ist Mitinhaber einer Brauerei in KflD«
Er betätigt sich als Herrenreiter auf Turnieren- Die Be­
klagte ist Herstellerin des pharmazeutischen Präparats 
"00^"« Sie hat zur Werbung für dieses Mittel in der 
Bundesrepublik, u« a, auch in M D ?  «in Plakat mit der 
Abbildung eines Turnierreiters verbreitet« Dem Plakat lag 
ein Originalphoto des Klägers zugrunde, das von dem Presse­
verlag SchflH^, auf einem Reit­
turnier aüfgenommen worden war« Eine Einwilligung zur 
Verwendung seines Bildes hatte der Kläger nicht erteilt«

Der Kläger nimmt die Beklagte für den Schaden in 
Anspruch,-»der ihm durch die Verbreitung des Werbeplakats 
entstanden ist« Er macht geltend, daß ihm bei der gegebe­
nen Sachlage nur der Weg bleibe, Ersatz dessen zu fordern, 
was er erlangt haben würde, wenn er der Beklagten die Be­
nutzung seines Bildes gestattet hätte« Da seine geschäft­
liche und gesellschaftliche Stellung es ihm nicht gestat­
teten und seine Vermögensverhältnisse ihn auch in keiner 
Weise dazu nötigten, sein Bild für V/erbezwecke, insbeson­
dere für das Präparat " O d D “, zur Verfügung'zu stellen, 
würde er dies, wenn überhaupt, nur für ein angemessenes 
Entgelt getan haben« Dieses sei schätzungsweise auf min­
destens 15 000 DM zu bemessen«

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zu verur­
teilen,

1« das Werbeplakat unverzüglich aus dem Verkehr 
zu ziehen$
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c es zu unterlassen.; das Werbeplakat in Zukunft 
zu verwenden|

o einen angemessenen, vom Gericht festzusetzenden 
Betrag nebst 4 °f> Zinsen seit dem 12« November 19 
als Schadensersatz zu zahlen,.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen«

Sie hat die .Klageansprüche nach Grund und Höhe be­
stritten® Sie hat behauptet, daß die Gesichtszüge des 
Klägers infolge von Retuschlerungen auf dem Plakat nicht 
zu erkennen gewesen seien® Sie hat weiter jedes Verschul­
den in Abrede gestellt und vorgetragens Sie habe das Pla­
kat weder selbst entworfen und hergestellt noch das Bild 
von dem Verlag S c h ^ H P  erworben® Damit habe sie vielmehr 
die Firma Werbedienst Dr® H e ^ ü P  GmbH in B f l H I - C h M H i  

beauftragt«» Diese Firma sei seriös« fachkundig und 
zuverlässig, so daß sie, die Beklagte, sich darauf verb­
lassen habe, daß Rechte Dritter nicht verletzt würden®
Sie habe nicht wissen können, daß das Plakat auf Grund 
einer Photographie entworfen worden sei, auch nicht, daß 
das Photo einen Herrenreiter darstelle« Erst im laufe des 
Prozesses habe sie erfahren, daß es sich tatsächlich um 
ein Bild des Klägers handle* Daraufhin habe sie unverzüg­
lich jede V/eiterverwendung der Reklame untersagt®

Das Landgericht hat die Beklagte durch Teilurteil, 
das rechtskräftig geworden ist, verurteilt, das Werbepla­
kat unverzüglich aus dem Verkehr zu ziehen und es zu un­
terlassen, das Plakat künftig zu verwenden® Durch das 
Schlußurteil hat das Landgericht die Beklagte verurteilt,
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an den Kläger 1 000 PM nebst 4 $ Zinsen seit dem 12. No­
vember 1954 als Schadensersatz za zahlen*. Im übrigen hat 
es die Klage abgewiesen»

Pas Oberlandesgericht hat das Schlußurteil <Ies Land­
gerichts dahin .abgeändert, daß es die Beklagte verur­
teilt hat, 10 000 BM an den Kläger zu zahlen«

Mit der Revision verfolgt die Beklagte den Klage- 
abweisungsantrag weiter» Per Kläger bittet um Zurückwei­
sung des Rechtsmittels»

Entscheid j^gs grand e_s.

Io Pas'*Berufungsgerieht entnimmt in 'Übereinstimmung
mit dem Landgericht dem beanstandeten Plakat , daß die 
Parsteilung des Reiters die Person des Klägers trotz der 
vor genommenen Retuschier ungen noch erkennen lasse« Es 
geht deshalb rechtlich bedenkenfrei davon aus« daß die 
Verbreitung des Plakates ohne die Zustimmung des Klägers 
dessen persönlichkeitsrechtliche Befugnisse an seinem Bild 
verletzt habe und die Beklagte gemäß § 823 Abs« 2 in Ver­
bindung mit § 22 KunstUrhG zum Schadensersatz verpflichtet 
sei, wenn ihr ein Verschulden zur Last zu legen sei (vgl«
RG JW 1929? 2257? BGHZ 20, 345, 347 ff.). Pas hat das Be­
rufungsgericht aus der Erwägung bejaht, die Beklagte habe 
nicht die nach den Umständen gebotene Sorgfalt beobachtet, 
weil sie das von dem Werbe unternehmen Pr« HagHM^ange- 
fertigte Plakat in den Verkehr ‘gebracht habe« ohne sich 
darüber zu vergewissern, ob die abgebildete Person mit der 
beabsichtigten Verwendung ihres Bildes einverstanden sei.
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Pie dagegen gerichteten Angriffe der Revision können 
keinen Erfolg haben«

Io Zu Unrecht beanstandet die Revision unter Hinweis 
auf '§ 286 ZPO, das Berufungsgericht habe den von der Be­
klagten angetretenen Beweis für die Zuverlässigkeit der 
Firmen S c h ^ H ^  und Pr, nicht erhoben« Auf die
Zuverlässigkeit der Finna Sch^|0, die das Photo des Klä­
gers an die Firma Pr« geliefert hat, konnte es
für die Beurteilung des Verschuldens der Beklagten schon 
aus dem Grunde nicht ankommen, weil die Beklagte nach ihrem 
eigenen Vortrag erst spater erfahren hat, daß das Photo
von dieser Firma stammte« Die Beklagte konnte sich deshalb,• *
als sie das Plakat in Benutzung nahm, nicht auf die Firma 
S c s o n d e r n  allenfalls auf die Firma Pr, 
verlassen, von der sie das Plakat nach ihrem Vorbringen be­
zogen hat« Für diese Firma hat aber das Berufungsgericht 
zu Gunsten der Beklagten unterstellt, daß sie als fach­
kundiges und zuverlässiges Unternehmen bekannt seio Pas 
Berufungsgericht ist jedoch der Auffassung, die Beklagte 
treffe auch dann ein Verschulden, wenn sie die Firma 
Pr« H e f m ^ p  für vertrauenswürdig habe halten können« Wenn 
das Berufungsgericht aus dieser Überlegung von der Erhe­
bung des angotretenen Beweises abgesehen hat, dann ver­
stößt das nicht gegen die Vorschrift des § 286 ZPO«

2« Unbegründet ist auch die Rüge der Revision, das 
Berufungsgericht überspanne die Anforderungen, die an die 
Sorgfaltspflicht eines Werbetreibenden zu stellen seien«
Sie meint, wenn ein Werbetreibender ein zuverlässiges Werbe- 
unternehmerj mit der Herstellung von Werbematerial beauftragt 
habe, so dürfe er darauf vertrauen, daß er dieses Material



ohne die Verletzung der Hechte Dritter benutzen könne» Hr 
dürfe insbesondere davon ausgehen, daß die Werbefirma die 
etwa erforderliche Einwilligung eines Dritten zur Verwen­
dung ihres Bildes eingeholt habe* Es könne deshalb nicht 
von ihm verlangt werden, daß er irgendwelche Nachforschun­
gen anstelle, solange nicht die Unzulässigkeit der Be­
nutzung des Bildes offensichtlich sei*

Es kann im vorliegenden Rechtsstreit dahingestellt 
bleiben, ob ein Werbetreibender, der ein Werbemittel mit 
dem Bild eines Dritten von einem Werbeunternehmen bezieht, 
in jedem Falle verpflichtet ist, sich von dem Vorliegen der 
Zustimmung des Abgebildeten zu überzeugen» Denn das Beru­
fungsgericht stellt fest, daß die Beklagte nach dem Inhalt 
der Darstellung Anlaß zu Zweifeln hatte, ob die abgebildete 
Person wirklich der Verwendung ihres Bildes für den vorge­
sehenen Zweck zugestimmt habe» Die Darstellung lasse erken­
nen, daß ihr das Originalphoto eines Herrenreiters zu­
grunde liege, also einer Person, die auf Grund ihrer ge­
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Stellung schon grund­
sätzlich nicht bereit sei, ihr Bild für Werbezwecke herzu- 
gebeiio Das Plakat sei hier überdies zur Werbung für ein 
Mittel vorgesehen gewesen, das zwar, wie unterstellt werden 
könne, nicht speziell für die Hebung der sexuellen T>otQnz 
bestimmt sei, das aber jedenfalls nach der Vorstellung 
weiter Bcvölkerungskreise diesem Zweck diene und das erfah­
rungsgemäß zu Anspielmagen Anlaß gebe, die gerade diesen, 
dem Präparat r,o m p tf zugesprochenen Zweck zum Gegenstand 
hätteno Die Beklagte habe sich daher bei ordnungsmäßiger 
Prüfung sagen müssen, daß die abgebildete Person mit der 
Verwendung ihres Bildes zu einer Werbung #Ür das Präparat



7 -

schwerlich ohne weiteres einverstanden sein könne, 
Sie sei deshalb verpflichtet gewesen«, bei der Werbefirma 
Rückfrage zu halten.

Dieser Auffassung ist zuzustimmen» Sin Werbetrei­
bender muß sich jedenfalls dann über das Vorliegen der Zu­
stimmung zu der beabsichtigten Verwendung eines Bildes . 
unterrichten, wenn die Umstände des Palles ersichtlich eine 
besonders sorgfältige Prüfung erfordern» So aber lag der 
Sachverhalt hier» Denn schon die für die Beklagte unschwer 
erkennbare Tatsache, daß dem Bilde das Originalphoto eines 
Herrenreiters zugrunde lag, mußte nach der rechtsirrtums­
freien Annahme des Berufungsgerichts der Beklagten Veran­
lassung geben, die größtmögliche Vorsicht walten zu lassen* 
Insbesondere konnte sie aber im Hinblick auf die Art des 
Präparats, für dessen Werbung das Plakat dienen sollte, 
nicht schlechthin davon ausgehen, der Abgebildete werde 
gegen die Verwendung seines Bildes nichts einzuwenden ha­
ben» Wenn das Berufungsgericht daher unter diesen Umstän­
den den Standpunkt vertreten hat, die Beklagte hätte bei 
der Werbefirma zunächst Rückfrage halten müssen, so liegt 
darin entgegen der Auffassung der Revision keine Überspan­
nung der an die Sorgfaltspflicht eines Werbetreibenden zu 
stellenden Anforderungen«. Der Standpunkt des Berufungs­
gerichts rechtfertigt sich vielmehr aus der erforderlichen 
Rücksichtnahme auf die in Betracht kommenden Belange des 
Klägers»

3» Unbegründet ist auch die Rüge der Revision, das 
Berufungsgericht habe der Beklagten unter Verletzung sei­
ner Aufklärungspflicht ($ 139 ZPO) keine Gelegenheit ge-
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geben* auf die tatsächlichen Gepflogenheiten im Werbewe­
sen hinzuweisen* Es kann auf sich beruhen* ob das Berufungs­
gericht bei der gegebenen Sach- und Hechtslage nicht aus 
dem Schweigen der Beklagten entnehmen mußte* sie wolle in 
dieser Hinsicht nichts vertragen* Penn es hatte zur Aus­
übung des Wahlrechts schon deshalb keinen Anlaß, weil es 
für die Beurteilung des Verschuldens der Beklagten bei dem 
vom Berufungsgericht festgestellten Sachverhalt nicht auf 
die Übung der an der Werbung beteiligten Verkehrskreise an- 
kommen konnte* Der Grad der anzuwendenden Sorgfalt ist 
nach § 276 BGB nach objektiven Maßstäben zu bestimmen* Das 
schließt zwar nicht aus, daß die Anschauungen und Gepflogen­
heiten des in Drage stehenden engeren Personenkreises be­
rücksichtigt werden* Unsitten und Nachlässigkeiten, die im 
Verkehr eingerissen sind, müssen jedoch außer Betracht blei- 
benj. denn nach § 276 BGB ist nicht die übliche, sondern 
die im Verkehr erforderlich^ Sorgfalt zu verlangen (BGHZ 8, 
138, 141)« Es könnte die Beklagte deshalb nicht entlasten, 
wenn sie sich so verhalten hätte, wie es nach der Behauptung 
der Revision im Werbewesen gebräuchlich ist* Auch wenn dies 
der Dali wäre, hätte die Beklagte zwar die übliche, aber 
nicht die hier erforderliche Sorgfalt beobachtet, da die 
Befolgung einer Übung, die eine Nachlässigkeit enthält, den 
gesetzlichen Anforderungen nicht genügt*

Ile Als Schaden-billigt das Berufungsgericht dem Kläger 
unter dem Gesichtspunkt der entgangenen Lizenzgebühr einen 
Betrag zu, den er hätte verlangen können, wenn zwischen 
den Parteien ein Vertrag zu angemessenen Bedingungen zu­
stande gekommen wäre* Das Berufungsgericht hält diese bei 
Verletzung von Urheberrechten entwickelte#Art der Schadens-



berochnung im vorliegenden Pall für gerechtfertigt, weil 
es für den ICLäger schwer nachweisbar sei, ob und in wel­
cher Höhe ein Schaden in seinem Vermöge?! entstanden sei., 
Es schätzt den angemessenen Betrag im Gegensatz zum Land­
gericht , das 1 000 DÜ als ausreichend angesehen hat, auf 
10 000 Ttäa

Der Revision ist, wenngleich sie damit im Ergebnis 
keinen Erfolg haben kann, zusugeben, daß diese Begründung 
des Berufungsgerichts rechtlich zum Teil der Besonderheit 
der Sachlage nicht gerecht wird.

Io Die Revision bestreitet nicht, daß der Schaden 
auch bei Verletzung der porsönlichkeitsrechtlichen Befug­
nisse am eigenen Bild nach dem Entgelt bemessen werden 
kann, das bei Abschluß einer Vereinbarung vermutlich zu 
entrichten gewesen wäre. Sie ist indessen der Ansicht, 
daß diese Methode der Schadensberechnung, die der erken- 
ner.de Senat in dem Urteil vom 8o Mai 1956 (BGHZ 20, 345 ff 
- Dahlke) bei unbefugter Verbreitung eines Bildes für 
zulässig erklärt hat, nicht in Betracht kommen könne, 
wenn feststehe, daß der Abgebildete die Verwendung seines 
Bildes zu Werbezwecken aus besonderen Gründen niemals ge­
stattet hätte *

Würden im Streitfall tatsächlich eingetretene Vermö­
gensschäden in Rede stehen, so wäre dieser Revisionsangriff 
nicht begründete Denn nach ständiger Rechtsprechung und 
der in der Rechtslehre vertretenen Auffassung handelt es 
sich bei der Anerkennung des Anspruchs auf angemessene Ver­
gütung nicht um die Anwendung der allgemeinen Bestimmungen 
des Schadensersatzrechtes, sondern um ihre gewohnheits-



rechtliche Ergänzung für den Fall der Verletzung von Ver­
mögenswerten Ausschließlichkeitsrechten, die auf der Bil­
ligkeitserwägung beruht, daß der Verletzer durch die Ver­
letzung nicht besser gestellt sein soll, als er im Falle 
einer ordnungsgemäß nachgesuchten Erlaubnis gestanden 
hätte« Per Anspruch auf angemessene Vergütung ist deshalb 
in allen Fällen eines unerlaubten Eingriffs in Ausschließ­
lichkeitsrechte gegeben, wenn die Erlaubnis üblicherweise 
von der Zahlung eines Entgelts abhängig gemacht wird und 
der Eingriff demgemäß nach den Gepflogenheiten des täg­
lichen Lebens bei der Art des verletzten Rechts - wenn 
überhaupt - nur gegen eine Vergütung gestattet wird (BGHZ 
20, 345, 353 ff«)« Es ist keineswegs erforderlich, daß 
ein Vertrag bei einwandfreiem Verhalten des Verletzers 
tatsächlich zustandegekommen wäre (vgl« auch Ulmer, Urheber- 
und Verlagsrecht S« 307)«

2« Per Revision ist indessen darin beizutreten, daß 
das Berufungsgericht durch die von ihm gewählte Berech­
nungsmethode in Wahrheit nicht die wirtschaftliche Ein­
buße des Klägers zu ermitteln versucht hat, vielmehr 
die Vergütung nach der ideellen Beeinträchtigung des 
Klagers bemessen hat« Insbesondere die Begründung des 
Berufungsurteils für die Höhe des dem Kläger entstandenen 
Schadens zeigt, wie die nachfolgenden Erörterungen erge­
ben werden, daß auch nach Ansicht des Berufungsgerichts 
der Kläger tatsächlich einen irgendwie faßbaren Vermögens­
schaden nicht erlitten hat« In Wahrheit verlangt er nicht 
Ersatz eines gar nicht vorhandenen Verraogensschadens, son­
dern begehrt eine fühlbare Genugtuung für einen widexrrecht- 
liehen Eingriff in seine durch § 22 KunstUrhG, Art« 1
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und 2 Grundgesetz geschützte PersönlichkeitsSphäre* Er 
begehrt Genugtuung dafür, daß ihn das weitverbreitete 
Plakat, indem es ihn ohne sein Wissen in der Pose des 
Herrenreiters für das - auch sexuelle - Kräftigungsmittel 

werben, man könnte fast sageng reiten ließ, in 
eine weithin demütigende und lächerliche Lage gebracht hat« 
Bei einer solchen Pallgestaltung ist es aber in der Tat 
sinnwidx’ig, einen Schadensersatzanspruch auf Grund der 
Fiktion eines abgeschlossenen Lizenzvertrages zuzubilligen« 
Diese Art der Schadenberechnung nur in Betracht ,
l . V« wenn davon ausgegangen werden kann, daß ein Ver­
mögensschaden irgendwelcher Art zugefügt worden ist und 
nur der oftmals schwierige Nachweis der Höhe dieses Scha- 
dens erleichtert werden solle Sie versagt, wenn eine Be­
einträchtigung vermögensrechtlicher Belange überhaupt 
nicht in -PrageSstolvfc"^ Sie versagt im vorliegenden Palle 
auch um deswillen, weil sie dem Kläger ein Verhalten unter­
stellen müßte, das er - und nicht nur er, sondern auch 
alle andern in der gleichen beruflichen und gesellschaft­
lichen Stellung befindlichen Personen - als kränkend und 
als erneute Persönlichkeitsminderung empfinden müßten«
Sie müßte unterstellen, daß der Kläger sich für viel Geld 
doch freiwillig in die unwürdige Lage gebracht hätte, 
gegen die er sich nun wehrt» - -

Dem Klaganspruch kann deshalb nicht auf Grund der 
vom Berufungsgericht gewählten Berechnungsmethode mit 
Hilfe der Fiktion einer entgangenen Lizenzgebühr statt­
gegeben werden»

3« Auch eine Klagebegründung aus dem Gesichtspunkt 
der ungerechtfertigten Bereicherung verbietet sich im



Hinblick darauf, daß der Kläger eine Vermögensrechtliehe 
Benachteiligung nicht erfahren hat und demzufolge auch 
eine VerraogensverSchiebung als Voraussetzung der in § 812 ff 
BGB normierten Ansprüche nicht gegeben ist«,

4o Versagt hiernach die Art der Schade.nsberechnung, die 
das Berufungsgericht seinen Feststellungen über die Scha­
denshöhe zugrunde gelegt hat und erweist sich, daß dem Klä­
ger in Wahrheit kein vermögensrechtlicher Schaden entstan­
den ist, so geht die entscheidende Frage dahin, ob der 
Kläger Ersatz des immateriellen Schadens verlangen kann, 
der sich für ihn aus-der mit der Abbildung seiner Person 
auf den Werbeplakaten verbundenen Beeinträchtigung seiner 
Persönlichkeit ergeben hat* Für den vorliegenden Sachver­
halt bejaht*der Senat diese Frage»

Bereits in der Entscheidung BGHZ 13, 334, 338 hat 
der Senat ausgesprochen, daß die durch das Grundgesetz 
Art« I, 2 geschützte Unantastbarkeit der Menschenwürde 
und das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 
auch als bürgerlichrechtliches, von jedem im Privatrechts­
verkehr zu achtendes Recht anzuerkennen ist, soweit dieses 
Recht nicht die Rechte anderer verletzt oder gegen die ver­
fassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt* Die­
sem sog* allgemeinen Persönlichkeitsrecht kommt mithin 
auch innerhalb der Zivilrechtsordnung Rechtsgeltung zu 
und es genießt als "sonstiges Recht” den Schutz‘des § 823. 
Abs« 1 BGB (vgl* auch BGHZ 24, 12 „ff)»

Die Art« 1 und 2 des Grundgesetzes schützen, und 
zwar mit bindender Wirkung auch für die Rechtsprechung,



das5 was man die menschliche Personhaftigkd t nennt; ja 
sie erkennen in ihr einen der übergesetzlichen Grundwerte 
der Rechtsordnung an« Sie schützen damit unmittelbar je­
nen inneren Persönlichkeitsbereich, der grundsätzlich nur 
der freien und eigenverantwortlichen Selbstbestimmung des 
Einzelnen untersteht und dessen Verletzung rechtlich da­
durch gekennzeichnet ist, daß sie in erster Linie soge­
nannte immaterielle Schäden, Schäden, die sich in einer 
Persönlichkeitsminderung ausdrücken, erzeugte Diesen Be­
reich zu achten und nicht unbefugt in ihn einzudringen, 
ist ein rechtliches Gebot, das sich aus dem Grundgesetz 
selbst ergibto Ebenso folgt aus dem Grundgesetz die Not­
wendigkeit, bei Verletzung dieses Bereiches Schutz g$gen 
die der Verletzung wesenseigentümlichen Schäden zu ge­
währen.

Auf dem begrenzten Gebiet des Bildnisschutzes ist 
dies von dem Gesetzgeber übrigens bereits lange vor In­
krafttreten des Bonner Grundgesetzes und zu einer Zeit, 
als man das bürgerlichrechtlich zu schützende allgemeine 
Persönlichkeitsrecht noch nicht anerkannte, durch die 
Sonderregelung der §§ 22 ff des Kunstschutzgesetzes aus 
dem Jahre 1907 ausdrücklich festgelegt worden« Denn wenn 
nach § 22 KunstürhC Bildnisse nur mit Einwilligung des 
Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt 
werden dürfen, so beruht dieser Schutz im Kern auf dem 
Grundsatz der Freiheit der Person in ihrem höchstpersön­
lichen lebensbereich, zu dem vor allem auch das äußere 
Erscheinungsbild des Menschen zu rechnen ist* Die unbe­
fugte Veröffentlichung des Bildes eines Menschen stellt, 
wie in der Rechtslehre seit langem anerkannt ist, einen 
Eingriff in die Freiheit der Selbstbestimmung und der



freien Betätigung der Persönlichkeit der (Osterrieth,
Bas Kunstschutzgesetz § 22 KunstUrhG)® Bas Unzulässige 
der eigenmächtigen Bildnisveröfferitlichung durch einen 
Britten liegt darin, daß damit dem Abgebildeten die Frei­
heit entzogen wird, auf Grund eigener Entschließung über 
dieses Gut seiner IndividualSphäre zu verfügen«

Würdigt man unter diesem Blickpunkt die die Per­
sönlichkeit beeinträchtigende Verletzung des Rechts am 
eigenen Bild, so läßt sich in diesem Bereich für die Fra­
ge, wie die Zubilligung des Ersatzes auch immaterieller 
Schäden im einzelnen begründet werden könne, schon an die 
Regelung anknüpfen, die § 847 BGB für den Fall der f,Frei- 
heitsentziehung,! trifft und kraft deren er dem Verletzen 
auch wegei? eines nicht vermögensrechtlichen Schadens eine 
billige Entschädigung in Geld gewährt« Zwar versteht das 
Bürgerliche Gesetzbuch hier unter Freiheitsentziehung die 
Entziehung der körperlichen Bewegungsfreiheit sowie die 
Nötigung zu einer Handlung durch Gewalt oder Bedrohung 
(RGRKomm § 823 Anm® 7), während es sich bei dem Tatbestand 
des § 22 KunstUrhG um eine Freiheitsberaubung im Bereich 
eigenverantwortlicher Willensentschließung handelt® Be­
reits vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes ist jedoch 
schon mehrfach die Ansicht vertreten worden, daß als 
Freiheitsverletzung im Sinne des § 847 BGB jeder Eingriff 
in die ungestörte Willensbetätigung anzusehen sei (vgl«
Uo. a« Staudinger Anm« II A 2 c zu § 823 BGB)® Nachdem 
nunmehr das Grundgesetz einen umfassenden Schutz der Per- 
sönlichkeit garantiert und die Würde des Menschen sowie 
das Recht zur freien Entfaltung der Persönlichkeit als 
einen Grundwert der Rechtsordnung anerkannt und damit die
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Auffassung dos ursprünglichen Gesetzgebers des Bürgereichen setzouches^ es/gäbe kein Dürgerlichrechtlich zu schützendes allgemeines 
Persönlichkeitsrecht, berichtigt hat und da ein Schutz 
der "inneren Freiheit" ohne das Recht auf Ersatz auch 
immaterieller Schäden weitgehend unwirksam wäre, würde es 
eine nicht erträgliche Mißachtung dieses Rechts darstellen, 
wollte man demjenigen, der in der Freiheit der Selbstent­
schließung über seinen persönlichen Lebensbereich verletzt 
ist, einen Anspruch auf Ersatz des hierdurch hervorgeru­
fenen immateriellen Schadens versagen« Begründet die schuld­
hafte Entziehung der körperlichen Freiheit einen Anspruch 
auf Ersatz des ideellen Schadens , so ist kein sachlicher 
Grund ersichtlich, der es hindern könnte, die in § 847 BGB 
getroffene Regelung im Wege der Analogie auch auf solche 
Eingriffe zu erstrecken, die das Recht der freien Willens­
betätigung verletzen, zumal auch bei dieser Freiheitsberau­
bung "im Geistigen” in gleicher Weise wie bei der körper­
lichen Freiheitsberaubung in der Regel eine Naturalher­
stellung ausgeschlossen ist« Bei Beeinträchtigungen der 
vorliegenden Art, durch die in den natürlichen Herrschafts­
und Freiheitsraum des Einzelnen unter schuldhafter Ver­
letzung seines Persönlichkeitsrechtes eingegriffen wird, 
kann der nach dem Grundgesetz gebotene wii-ksame Rechts­
schutz, solange es an einer gesetzlichen Sonderregelung 
fehlt, tatsächlich nur dufch ihre Einbeziehung in die in 
§ 847 BGB angeführten Verletzungstatbestände erzielt werden, 
weil ihre Schadensfolgen auf Grund der Natur des angegrif­
fenen Rechtsgutes zwangsläufig in erster Linie auf imma­
teriellem Gebiet liegen«

Ge-

Pie Bestimmung des § 35 KunstUrhG steht dieser
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Annahme nicht entgegen« Zwar kann der Verletzte nach die­
ser Vorschrift nur im Strafverfahren und unter der Voraus­
setzung, daß der Verletzte vorsätzlich gehandelt hat, wegen 
einer Verletzung seines Hechtes am eigenen Bild eine Buße 
fordern, mithin auch einen immateriellen Schaden ersetzt 
verlangen« Biese Sonderregelung erweist indessen nur, daß 
der Gesetzgeber bereits im Jahre 1907 eine Verletzung des 
§ 22 KunstUrhG für so einschneidend und bedrohlich ange­
sehen hat, daß er es für geboten erachtet hat, dem Ver­
letzten ausdrücklich auch einen Anspruch wegen des einge­
tretenen ideellen Schadens zu gewähren« Bie Beschränkung 
des strafrechtlichen Bußanspruchs auf vorsätzliche Ver­
letzungen steht im Einklang damit, daß der Gesetzgeber 
die Strafandrohung wegen einer Verletzung der Bestimmungen 
über den “Bildnisschutz auf vorsätzliche Verstöße begrenzt 
hat« Bies zwingt aber keineswegs zu der Polgerung, daß das 
Gleiche auch für die zivilrechtlichen Ersatzansprüche, die 
im Eunstschutzgesetz überhaupt nicht geregelt sind, gelten 
müs^e.’ Im Gegenteile Ba das Grundgesetz nunmehr das auch 
bürgerlichrechtlich bedeutsame allgemeine Persönlichkeits- 
recht anerkannt und ihm allgemein einen erheblich über 
die enge Regelung des § 35 KunstUrhG hinausgehenden auch 
bürgerlichrechtlichen Schutz gewährt hat, kann aus der 
SonderbeStimmung des § 35 KunstUrhG .nichts mehr gegen 
einen weitergehenden, bürgerlichrechtlichen Schutz des 
Hechtes am eigenen Bild horgeleitet werden«Insoweit grei­
fen vielmehr jetzt die allgemeinen Vorschriften des Bür­
gerlichen Gesetzbuches über unerlaubte Handlungen ein«
Bas aber bedeutet, daß auf dem zivilrechtlichen Sektor 
jede schuldhafte Verletzung des Hechtes am eigenen Bilde 
in analoger Anwendung von § 847 BGB, wie*sie aus den dar-
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gelegten Gründen jedenfalls nach Inkrafttreten des Bonner 
Grundgesetzes geboten erscheint, die Verpflichtung zum 
Ersatz auch immaterieller Schäden auslöst«

Soweit der Senat im Anschluß an die Rechtsprechung 
des Reichsgerichts in der Dahlke-Entschei.dung (BGKZ 20,
345 /352 ff/ ausgeführt hat, daß ein immaterieller Schaden 
nicht zu einem Geldersatzanspruch führen könne, wenn kein 
Pall vorliege, in dem das Gesetz den Anspruch eigens darauf 
erstrecke, wird dies nach Maßgabe der vorstehenden Erörte­
rungen nicht aufrechterhaltenP Dieser Ausspruch hatte im 
übrigen für die damalige Entscheidung keine tragende Be-‘ 
deutung, da bei dem dort zu entscheidenden Tatbestand sin 
Vermögensschaden in Präge stand, der auf der Grundlage der 
üblichen Lizenzgebühr berechnet werden konnte*

IIIo Die Höhe der an den Kläger als Schadensersatz zu 
zahlenden Vergütung hat das Berufungsgericht auf 10«000,- DM 
geschätzte Wenngleich es bei dieser Schätzung von der Mög­
lichkeit einer Schadensberechnung nach der angemessenen Ver­
gütung ausgegangen ist, die im Palle eines Vertragsabschlus­
ses zu den üblichen Bedingungen zu zahlen gewesen wäre, tref­
fen die vom Berufungsgericht insoweit angescellten Erwägungen 
in vollem Umfange auch auf die bei der Bemessung der Höhe 
einer billigen Geldentschädigung (§ 847 BGB) zu berücksichti- , 
genden Umstande zu» Sie zeigen darüber hinaus, daß auch das 
Berufungsgericht in Wahrheit dem Kläger eine Entschädigung für • 
den ihm entstandenen immateriellen Schaden zugesprochen hat„

Wie der Große Zivilsenat in seinem Beschluß vom 
So Juli 1955 (BGHZ 18, 149 f) ausgeführt hat, kommt dem 
Anspruch auf »»Schmerzensgeldn die Funktion zu, dem Geschädigten
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einen angemessenen Ausgleich für diejenigen Schäden, dieje­
nige Lebens- (oder Persönlichkeits)minderung zu bieten, die 
nicht vermögensrechtlicher Art sind« Zugleich trägt er aber 
auch dem Gedanken Rechnung, daß der Schädiger dem Geschädig­
ten Genugtuung für das schuldet, was er ihm angetan hat* In 
dem Beschluß wird betont, daß gerade der Genugtuungsfunktion, 
^die aus der Regelung der Entschädigung für immateriellen Scha­
den gar nicht wegzudenken sei, ihre besondere Bedeutung zukom­
me, im übrigen aber bei der Festsetzung der Entschädigung 
grundsätzlich alle in Betracht kommenden Umstände des Falles 
berücksichtigt werden dürften« Dieser Ansicht schließt sich 
der erkennende Sena't;- auch für den vorliegenden Fall an. Geht 
man hiervon aus, so ergibt sich, daß das Berufungsgericht alle 
insoweit maßgebenden Umstände für die Bemessung der Schadens­
höhe rechtsfehlerfrei berücksichtigt hat« Das Berufungsgericht 
hat insbesondere ausgeführt, schon die Tatsache, daß der Kläger 
überhaupt nicht bereit gewesen sei, an irgend einer Reklame 
mitzuwirken, müsse sich auf die Höhe der zu zahlenden Entschä­
digung maßgeblich auswirken« Als besonders schwerwiegend hat 
es angesehen, daß es sich um eine Werbung für das Präparat 
"OKASA" gehandelt habe, bei dem ein Vergleich mit der Werbung 
für andere Erzeugnisse gar nicht möglich sei« Hit Recht hat 
das Berufungsgericht hervorgehoben, es sei unwahrscheinlich, 
daß Personen, die Gefahr liefen, für dieses Mittel auf einem 
Werbeplakat von einem größeren oder kleineren Personenkreis 
erkannt zu werden, ihr Bild für diese Reklame zur Verfügung 
stellen würden, da sie sich dann den Anspielungen aussetz­
ten, zu denen, das Präparat der Beklagten Anlaß gebe« Das 
Berufungsgericht hat darüberhinaus auch die gesellschaftliche 
»Stellung des Klägers in Betracht gezogen und seine guten wirt­
schaftlichen Verhältnisse berücksichtigt« Auch hat es darauf
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verwiesen, daß sich der Kläger in einer (resells chafts schiclrc 
bewege, deren Mitglieder überwiegend miteinander bekannt seien 
und daher die Gefahr, sich lächerlich zu machen, besonders 
groß sei« Wenn das Berufungsgericht unter Berücksichtigung 
und Würdigung aller dieser für die Hohe eines Schmerzensgeldes 
maßgeblichen besonderen Umstände den von ihm geschätzten Scha­
densbetrag von 10o000,.- DM als angemessene Entschädigung 
(§ 287 ZPO) angesehen hat, so ist hierin ein Verstoß gegen 
Hechtsregeln nicht zu erkennen«,

Pie Revision war daher mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurückzuweisen;,

Weinkauff Birnbach Bock
Uastelski Weiß
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